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Demokratievorstellungen und 

Parteienverdrossenheit unter Jugendlichen 

in Thüringen 
 

Stellungnahme des Landesjugendring Thüringen e.V. 

Der Landesjugendring Thüringen e.V. hat die Studie der Universität Erfurt zu Demokratievor-

stellungen und Parteienverdrossenheit von Jugendlichen in Thüringen in Auftrag gegeben. An 

der freiwilligen schriftlichen Befragung nahmen 3.327 Jugendliche aus Thüringen teil. Damit 

wird es erstmals möglich, die Demokratievorstellungen und Parteienverdrossenheit der jun-

gen Generation Thüringens statistisch abzubilden und ihre Ursachen kritisch zu hinterfragen. 

Bereits dies ist ein wichtiger Schritt, um junge Menschen stärker als bisher in den Mittelpunkt 

von Politik zu stellen. Der Landesjugendring Thüringen e.V. bezieht mit den nachfolgenden 

Ausführungen Stellung zu den Ergebnissen der Studie und zeigt Handlungsoptionen auf, wie 

der Parteienverdrossenheit entgegengewirkt werden kann. 

Seid wahr! – Erwartungen an Parteien 

In einem parlamentarischen Regierungssystem sind Demokratievorstellungen geprägt durch 

Erwartungen an Parteien. Die Universität Erfurt untersucht in ihrer Studie, inwieweit die Ju-

gendlichen 17 verschiedenen normativen Erwartungen an Parteien in einer Demokratie zu-

stimmen. Im Ergebnis zeigt sich, dass sie von Parteien allen voran erwarten, dass diese wahr-

haftig sind und Konsense anstreben (S. 38). Aufgrund der Vielfalt und Unterschiedlichkeit der 

Erwartungen können diese „durchaus in Widerspruch zueinander geraten und so Konflikte er-

zeugen“ (S. 66). Parteien stehen hier deshalb auch insofern vor einer „Enttäuschungsfalle“, da 

die Erfüllung bestimmter Erwartungen zu Enttäuschungen anderer Erwartungen führen kann 

(S. 64). Es geht für die Parteien deshalb nicht ausschließlich darum, möglichst vielen Erwar-

tungen weitestgehend gerecht zu werden, sondern Prozesse so transparent zu gestalten, dass 

die mit politischen Entscheidungen immer auch verbundenen enttäuschten Erwartungen für 

alle Menschen und Generationen tatsächlich nachvollziehbar und bewertbar werden.  

Bei einigen normativen Erwartungen an die Parteien besteht zwar eine große Divergenz der 

befragten Jugendlichen gegenüber ihren tatsächlichen Erfahrungen mit der Demokratie in 

Deutschland (S. 41). Allerdings tritt auch der umgekehrte Effekt auf, u.a. bei den Erwartungen 

„globales Wohlergehen bevorzugen“ und „am Gemeinwohl orientieren“. Hier sind die Erwar-

tungen der befragten Jugendlichen wesentlich niedriger als ihre tatsächlichen Erfahrungen mit 

den Parteien. Wenngleich dies nicht zu signifikanten Enttäuschungen bei den Jugendlichen 

führt, sollte nicht unerwähnt bleiben, dass sich Parteien in den Augen der jungen Menschen 

stärker dafür engagieren, als dass sie diese Erwartung an sie haben. 

Mit Blick darauf, welchen Einfluss enttäuschte Erwartungen auf das Parteienvertrauen haben, 

ist zu erkennen, dass gerade die Enttäuschungen von an liberalen Demokratievorstellungen 
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orientierten Erwartungen den größten Effekt auf das Parteienvertrauen der Jugendlichen ha-

ben. Diese Bedeutung liberaler Demokratieerwartungen für das Parteienvertrauen unter Ju-

gendlichen ist historisch gewachsen und geprägt durch die bis jetzt praktizierte politische Bil-

dungsarbeit. 

Zentrales Wirkinstrument von Politik im Allgemeinen und der Parteien im Besonderen ist 

Macht. Die Frage nach Macht und Nicht-Macht bestimmt mithin nicht selten, besonders in 

Zeiten vor Wahlen, die politischen Debatten. Kurzgesagt, was Stimmen und damit Macht 

bringt, wird vertreten. Es besteht damit allerdings die Gefahr, dass Parteien lediglich versu-

chen, normative Erwartungen zu erfüllen oder zu Entscheidungen neigen, die den Bürger*in-

nen vermeintlich näher sind (S. 60)1, unabhängig von ihrer eigenen Programmatik. Politische 

Bildung sollte deshalb bereits dort ansetzen und Demokratieerwartungen kritisch reflektieren. 

Es geht darum, Vertrauen in die Systemrationalität der Demokratie zu entwickeln, mit Enttäu-

schungen und „Enttäuschungsfallen“ (S. 64) umzugehen und normative Erwartungen an die 

Demokratie nicht mit unbedingtem Geltungsanspruch zu verabsolutieren. 

Vertrauen in und Verantwortung der Parteien 

Durch die vorliegende Studie kann festgestellt werden, dass die deutliche Mehrheit der Ju-

gendlichen in Thüringen Parteien im Grunde eher wenig vertrauen; im Ergebnis aber nicht 

mehr oder weniger parteienverdrossen sind als junge Menschen in anderen Regionen 

Deutschlands. Dass Jugendliche, wie andere Altersgruppen im Übrigen auch, Parteien wenig 

Vertrauen schenken, ist per se noch kein hinreichender Grund zur Problematisierung. Aller-

dings besteht die Gefahr, dass ein geringes Vertrauen in Parteien in Demokratieskepsis um-

schlagen kann (S. 28, 66). Gerade in Zeiten, in denen Menschen die Demokratie als beste 

Staatsform zunehmend infrage stellen2, gilt es, diese Entwicklung nicht nur schweigend zu be-

obachten, sondern Akzente in der Bildungsarbeit zu setzen, die Demokratie in all ihren Facet-

ten theoretisch wie praktisch erfahr- und erlebbar machen. Als Grundbedingung für das aktive 

Einbringen und Mitgestalten unserer Gesellschaft muss es das Ziel sein, den Strukturen und 

Prozessen der Demokratie weitestgehend zu vertrauen. 

Die Studie kommt im Weiteren zu dem Schluss, dass die Parteien das ihnen entgegenge-

brachte Vertrauen nicht ausschließlich in der eigenen Hand haben, sondern vielmehr Faktoren 

relevant werden, auf die sie lediglich mittelbar, bspw. durch Stärkung der Demokratiebildung, 

einen Einfluss ausüben. Nichtsdestotrotz sind die Parteien auf allen politischen Ebenen in der 

Verantwortung, das ihnen entgegengebrachte Vertrauen und damit die Demokratie an sich zu 

stärken. Hierfür müssen die Parteien insbesondere ihre unzureichende Unterscheidbarkeit,3 

beispielsweise durch eine Schärfung politischer Profile, durchbrechen. Unsere Demokratie ist 

geprägt durch politische Pluralität und parlamentarische Konkurrenz, die sich auch darin äu-

                                                      
1 Deutlich wird dies insbesondere bei den Demokratievorstellungen Freiheit und Frieden im Innern sichern und 
Zustimmung des Einzelnen. 
2 Vgl. u.a. Wüllenkemper 2019; Zick et al. 2019, S. 280. 
3 Leif 2016. 
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ßert, dass Parteien gemäß ihrer jeweiligen Werte und ideologischen Vorstellungen verschie-

dene Wege der Lösung politischer Probleme anbieten. Werden Unterschiede der Parteien 

aber eingeebnet, funktioniert die von Dahrendorf so bezeichnete „Integration durch Konflikt“4 

nicht mehr hinreichend. Die Parteien aller Couleur sind von daher in der Verantwortung, als 

Arenen der politischen Willensbildung eindeutige Wahlalternativen zu sein.5  

Einflussfaktoren auf das Parteienvertrauen 

Im Rahmen der Untersuchung kann herausgearbeitet werden, dass der Bildungshintergrund 

und die besuchte Schulform der Jugendlichen einen geringeren Einfluss auf die Parteienver-

drossenheit haben, als andere Studien dies bisweilen vermuten ließen (S. 61). Damit verliert 

die These, dass primär der formale Bildungserfolg demokratiefreundliche Einstellungen be-

dingt, an Bedeutung. Vielmehr rückt das eigene Erleben von Demokratie(-strukturen) und die 

damit verbundenen Enttäuschungen, unabhängig vom Bildungshintergrund, in den Vorder-

grund. Es bedarf folglich schul- und verbandsübergreifend einer intensiveren Auseinanderset-

zung damit, was Jugendliche von Politik und Demokratie erwarten und welche Enttäuschun-

gen sie dabei erleben.  

Darüber hinaus zeigt sich, dass je besser die Jugendlichen ihre ökonomische Situation beurtei-

len, desto mehr steigt ihr Vertrauen in die Parteien. Insofern ist die Politik in der Frage nach 

mehr Parteienvertrauen auch gefordert, Rahmenbedingungen für die Familien im Freistaat zu 

schaffen, die ihnen ein finanziell gesichertes Leben ermöglichen. Der Landesjugendring Thü-

ringen e.V. hat diesbezüglich bereits im „Gemeinsamen Sozialen Wort“ aus den Jahren 2008 

und 20106 darauf aufmerksam gemacht, die Kinderarmut unverzüglich zu überwinden und da-

rauf aufbauend 2017 ein elternunabhängiges Grundeinkommen für junge Menschen gefor-

dert.7 

Durch die Studie kann auch aufgezeigt werden, dass die Mitarbeit in einem Jugendverband 

das Parteienvertrauen junger Menschen erhöht (S. 58). Die Jugendverbände verstehen sich 

seit jeher als ein zentraler Akteur im Vermitteln und Erleben von Demokratie. Der Landesju-

gendring Thüringen begrüßt insofern diese empirische Evidenz8, die die Bedeutung der Ju-

gendverbände in unserem gesellschaftlichen und politischen Miteinander unterstreicht. 

Jugend - Politik - Sozialisation 

Die politischen Themenbereiche, die unter Jugendlichen in Thüringen eine besonders hohe 

Relevanz genießen, sind erstens Bildung, Wissenschaft und Forschung, zweitens Kinder und 

                                                      
4 Vgl. Dahrendorf 1975, S. 161 f. 
5 Vgl. Bude 2018, S. 11. 
6 Vgl. Landesjugendring Thüringen e.V. 2008, 2010. 
7 Landesjugendring Thüringen e.V. 2017. 
8 Empirische Evidenz liegt vor, wenn die getroffene Aussage durch in der Vergangenheit gesammelte Daten bzw. 
Erfahrungen belegt wird. Oft werden dafür statistische Methoden herangezogen, um die Signifikanz der Daten, 
also deren Verlässlichkeit, zu bestimmen. 
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Familie sowie drittens Frieden und Entwicklungshilfe (S. 33). Es geht den Jugendlichen in Thü-

ringen also mehrheitlich darum, der heranwachsenden Generation positive Bildungs- und For-

schungsbedingungen in einer friedvollen Welt zu ermöglichen. 

Bedeutend ist auch die Erkenntnis, in welchen Kontexten sich Jugendliche politisch austau-

schen und orientieren. Die Mehrheit der befragten Jugendlichen gibt an, dass sie in ihrer po-

litischen Meinung sowohl mit ihrem Elternhaus als auch mit ihrem Freundeskreis übereinstim-

men. Es zeigt sich weiterführend der Zusammenhang, dass Jugendliche, die mit ihren Eltern in 

politischen Fragen übereinstimmen, Parteien mehr vertrauen. Durch die Studie konnte zudem 

herausgearbeitet werden, dass junge Menschen überwiegend in ihren Familien politisch dis-

kutieren (S. 43, 58). Dies liefert Indizien dafür, dass der außerfamiliäre Diskursraum, in dem 

politische Unkenntnis erlaubt ist und wertschätzend reflektiert werden kann, nicht genutzt 

oder nicht attraktiv genug ist oder gänzlich fehlt. Den Raum für politische Diskussion gilt es 

auch außerhalb der Familie zu ermöglichen, um der Mehrdimensionalität politischer Ansich-

ten Rechnung zu tragen. Es kann dabei aber keineswegs darum gehen, die Familie als einen 

der primären Orte der politischen Sozialisation zu ersetzen, sondern junge Menschen in die-

sem Prozess so zu unterstützen, dass ihnen Denk- und Handlungsalternativen aufgezeigt und 

folglich Selbstbildungs- und Selbstreflexionsprozesse gefördert werden.  

Weiterführend muss die Partizipation an politischen Entscheidungen angestrebt werden, um 

die politische Selbstwirksamkeit von Jugendlichen stetig zu erhöhen. Denn jene unter ihnen, 

die sich verstärkt für Politik interessieren und sich in der Lage sehen, Politik tatsächlich zu 

beeinflussen, vertrauen Parteien mehr (S. 57 f.). 

Demokratiebildung als Grundstein unseres Zusammenlebens 

Demokratiebildung ist seit der Veröffentlichung des 15. Kinder- und Jugendberichts in aller 

Munde, denn darin fordert die Bundesregierung - in bis dahin ungewohnter Deutlichkeit - die 

Stärkung der Demokratiebildung: 

„Perspektivisch müssten neue, attraktive Formen der Vermittlung demokratischer Werte 

entwickelt werden, die sich verstärkt auch als ‚Demokratiebildung‘ verstehen. Offene Dis-

kussion, Toleranz gegenüber anderen Meinungen und Auffassungen, die Befähigung zu 

Kompromissen und zur Akzeptanz mehrheitlicher Entscheidungen sowie zur Wahrung von 

Minderheitenrechten müssen dabei die zentralen Inhalte sein.“9 

Die Bundesregierung zielt mit einer Stärkung der Demokratiebildung auf zwei Aspekte. Zum 

einen sollen Kompetenzen vermittelt werden, die auf die Rolle als mündige*r Staatsbürger*in 

vorbereiten. Zum anderen dient mehr Demokratiebildung als präventive und auch intervenie-

rende Maßnahme gegen demokratiefeindliche Überzeugungen. 

Oskar Negt beschreibt „Demokratie [als] die einzige politisch verfasste Gesellschaftsordnung, 

die gelernt werden muss – immer wieder, tagtäglich und bis ins hohe Alter hinein“10. Demnach 

                                                      
9 BMFSFJ 2017, S. 27. 
10 Negt 2016, S. 13. 
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handelt es sich bei der Demokratiebildung um eine lebenslange Aufgabe und weniger ein tem-

poräres Projekt, wenngleich diese immer das Potenzial haben, besondere Lern- und Aufmerk-

samkeitsimpulse zu setzen und folglich nicht aufgegeben werden sollten. Es wird allerdings 

vielmehr darauf ankommen, Projekte ins Leben zu rufen, die es zum Ziel haben, Struktur und 

Habitus von Institutionen und Akteuren langfristig demokratiefördernder zu gestalten. 

Gerhard Himmelmann unterscheidet Demokratie als Lebens-, Gesellschafts- und Herrschafts-

form.11 Darauf aufbauend können als Demokratiebildung „alle Prozesse zur Aneignung demo-

kratischer Wissens-, Urteils-, Handlungs- und Vermittlungskompetenz […], insofern diese 

selbst partizipativ gestaltet sind, vielfältige Perspektiven und diskriminierungsfreie Beteili-

gungsformen ermöglichen“12 verstanden werden.  Die nachfolgende Tabelle zeigt auf, inwie-

weit die unterschiedlichen Inhalte der Demokratiebildung in den Bildungsabschnitten zu prio-

risieren sind. Desto mehr Kreuze, umso intensiver sollten entsprechende Bildungsformate den 

jeweiligen Bereich thematisieren.  

 Demokratie als 

 Lebensform 

(personale, soziale, mora-

lische Voraussetzungen) 

Gesellschaftsform 

(Pluralismus, Konflikt, 

Konkurrenz, Öffentlich-

keit, Zivilgesellschaft) 

Herrschaftsform 

(Demokratie/Politik, 

Macht, Kontrolle, Men-

schenrechte, Volkssouve-

ränität, Recht, Entschei-

dungsverfahren) 

Ziel „Selbst“-Lernen Soziales Lernen Politik-Lernen 

Grundschule xxx xx x 

Sek. I xx xxx xx 

Sek. II x xx xxx 

Tab. 1: Schwerpunktsetzung der Demokratiebildung13 

Auch wenn Demokratiebildung in ihrem Wesen nach als lebenslange Aufgabe zu verstehen ist, 

so werden bedeutende Voraussetzungen im Kindes- und Jugendalter gelegt. Es wäre insofern 

falsch, davon auszugehen, dass Demokratiebildung wie auf „Knopfdruck“ erst ab einem be-

stimmten Alter oder einer Klassenstufe ansetzen sollte. Demokratie zu erleben, ist zunächst 

einmal altersunabhängig, in Bildungskontexten sollten aber, je nach Alter, unterschiedliche 

Schwerpunkte und Methoden eingesetzt werden. So setzt beispielsweise die anspruchsvolle 

Fähigkeit, Normen und Erwartungen (an die Demokratie) kritisch reflektieren zu können, ein 

Urteilsvermögen voraus, dass im Regelfall nicht vor der frühen Pubertät erreicht wird.14 Als 

Weiterentwicklung des Modells von Himmelmann, gerade unter Berücksichtigung des Um-

standes, dass in Thüringen das aktive Wahlrecht bei Kommunalwahlen ab 16 Jahren besteht, 

                                                      
11 Vgl. Himmelmann 2016, S. 37. 
12 Damerau et al. 2017, S. 2. 
13 Vgl. Himmelmann 2016, S. 269, erweitert um ein x bei Sekundarstufe I - Herrschaftsform. 
14 Vgl. Siegler et al. 2016, S. 533 ff. 
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vertritt der Landesjugendring Thüringen e.V. die Ansicht, das „Politik-Lernen“ in der Sekun-

darstufe I stärker und früher als bisher zu berücksichtigen. Letztlich geht es eben auch darum, 

systematisches Grundwissen zu vermitteln, denn „[n]ur wer die Grundzüge der […] institutio-

nellen Ausgestaltung der Demokratie […] kennt, wird […] wenigstens die einfacheren Spiel-

züge der gewählten Politiker[*innen, LJRT] nachvollziehen können oder in der Lage sein, sich 

selbst halbwegs wirkungsvoll bemerkbar zu machen“15. 

Mit der Unterscheidung in Demokratie als Lebens-, Gesellschafts- und Herrschaftsform und 

damit verbundenen Kompetenzen wird deutlich, dass Demokratiebildung vielfältige Perspek-

tiven einnimmt. Insgesamt muss sich die politische Bildungsarbeit folglich verändern und nicht 

ausschließlich auf technokratisches politisches Wissen abzielen, sondern eine reflexive Ausei-

nandersetzung von eigenen Erfahrungen und Erfahrungen anderer mit Politik und ihren Pro-

zessen arrangieren. 

Demokratiebildung durch Demokratieerleben 

Die Schulen sind auf den ersten Blick der zentrale Lernort politischer Bildung. Dass sie diesen 

Anspruch allerdings nicht ausreichend erfüllen können, zeigt das aktuelle Ranking Politische 

Bildung 2018,16 in dem u.a. Thüringen ein unterdurchschnittliches Zeugnis ausgestellt wird. 

Auffällig ist, dass nicht nur das Leitfach der politischen Bildung – in Thüringen das Fach Sozial-

kunde – wenig Unterrichtszeit eingeräumt wird, sondern auch den weiteren Lernbereichen 

der „Gesellschaftslehre“ – Geschichte, Geografie, den Fächern des Bereiches Arbeit-Wirt-

schaft-Technik sowie Ethik und Religion.17 Dies irritiert insbesondere deshalb, da gerade der 

gesellschaftswissenschaftliche Bereich in den letzten Jahren immens an Inhalten und Komple-

xität zugenommen hat. Zugleich sei angemerkt, dass politische Bildung auch in vermeintlich 

fachfremden Bereichen umgesetzt werden kann, beispielsweise bei der Auswahl der Leselek-

türe in den Fächern Deutsch oder Englisch. Es ist sicherlich nicht unzuträglich, politische Bil-

dung fächerübergreifend in Schulen zu thematisieren18, aber letztlich sollten sich Schulen we-

niger als ausschließliche „Lehranstalten“, sondern als „demokratische Lern- und Lebensorte“ 

für junge Menschen verstehen.19 

                                                      
15 Patzelt 2005, S. 31. 
16 Vgl. Gökbudak/Hedtke 2019, S. 1. 
17 Vgl. ebd., S. 13. 
18 Auszug aus dem Thüringer Schulportal: „Politische Bildung und Demokratieerziehung zielen auf Kompetenz-
entwicklung mit dem Ziel, dem Individuum zu ermöglichen, soziale Prozesse als handelndes Subjekt bewusst, 
zielstrebig und kompetent mitzugestalten, eigenverantwortlich politisch zu handeln. Kompetentes Handeln ge-
schieht nicht zuletzt auch auf der Basis entsprechender sachlicher Kenntnisse und methodischer Fähigkeiten. 
Deshalb ist und bleibt natürlich der Unterricht eine wichtige Instanz politischer Bildung. Dies betrifft zum einen 
die Fächer der gesellschafts- und humanwissenschaftlichen Fächergruppe. Letztlich sind politische Bildung und 
Demokratieerziehung aber Aufgabe aller Fächer. Neben Sozialkunde sind Geschichte, Geografie, Religionslehre, 
Ethik und die Fächer des Bereiches Arbeit-Wirtschaft-Technik durch viele Schnittmengen mit dem Politischen 
gekennzeichnet.“ 
19 Vgl. Landesjugendring Thüringen e.V. 2019, S. 5. 
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Im Unterricht bleibt die eigentlich zentrale Frage der politischen Bildung „Wie wollen wir ge-

meinsam zusammen leben?“ oft unterbelichtet. Gerade diese Frage gilt es aber, unter Berück-

sichtigung aktueller und historischer Bedingungen, gemeinsam mit jungen Menschen zu bear-

beiten.20 Allerdings hat in der Diskussion um die politische Bildungsarbeit die Auslegung des 

„Beutelsbacher Konsens“21 (hier insbesondere das Kontroversitätsgebot) eine vorherrschende 

Rolle eingenommen und führt im Ergebnis nicht selten dazu, dass die politische Bildung die 

Institutionen- und Verfahrensebene nicht überwindet. Die diskursiv-kontroverse Auseinan-

dersetzung mit den inhaltlichen Fragen von Politik einerseits und die Schaffung von Situatio-

nen, die eigene Erfahrungen mit demokratischen Prozessen ermöglichen andererseits, gilt es 

deshalb konsequenter zu verfolgen.  

Ausgehend von der Überlegung, dass Demokratie am besten in aktiven Prozessen erfahren 

werden kann,22 sind entweder die (Innovations-)Ansprüche an die Methoden von demokra-

tiebildenden Formaten besonders hoch23 oder es bedarf der Antwort auf die grundlegende 

Frage, wo Menschen Demokratie erleben können, weil sie dort Demokrat*innen sein dürfen. 

Hierbei rücken die Jugendverbände in den Mittelpunkt der Überlegungen, da, anders als an 

anderen (vermeintlich) demokratischen Orten, Demokratie aufgrund (ehrenamtlicher) ver-

bandlicher Strukturen sowohl als Lebens- als auch als Herrschaftsform umgesetzt und unmit-

telbar, da mitgestaltbar, erfahrbar wird. Die positiven Effekte der Jugendverbände auf das 

Parteienvertrauen der Jugendlichen in Thüringen konnte im Rahmen der Studie explizit fest-

gestellt werden (S. 58). Aus diesem Grund sind die Jugendverbände als „Werkstätten der De-

mokratie“24 stärker zu fördern. Um diesem Anspruch gerecht zu werden, bedarf es ausrei-

chend haupt- wie ehrenamtlicher Kräfte, die es vermögen, das Demokratisierungspotenzial 

der Jugendverbände zu erhalten und auszuweiten. Eine demokratiefördernde Rahmung auf 

struktureller wie personaler Ebene ist allerdings auch in den Schulen als einer der zeitinten-

sivsten Sozialisationsorte junger Menschen zu integrieren. Hierzu hat die Vollversammlung 

des Landesjugendring Thüringen e.V. das Positionspapier, einschließlich konkreter Handlungs-

empfehlungen, zur Demokratisierung von Schulen in Thüringen25 einstimmig beschlossen.  

Das Leben junger Menschen findet in ihrem unmittelbaren sozialräumlichen Umfeld statt, in-

sofern gewinnt im Spiegel der Eigenständigen Jugendpolitik vor allem die kommunale Ebene 

an Bedeutung. Die Schulen sind angehalten, sich im Sinne einer erfahrungsorientierten politi-

                                                      
20 Vgl. Bude 2018, S. 11. 
21 Der Beutelsbacher Konsens wurde 1976 als Ergebnis der Tagung der Landeszentrale für Politische Bildung in 
Baden-Württemberg über die politischen und didaktischen Inhalte der Lehrpläne für politische Bildung erzielt. Er 
beinhaltet drei Grundsätze: Überwältigungsverbot, Kontroversitätsgebot und Analysefähigkeit/Interessenlage 
der Schüler*innen. 
22 Vgl. Scheer/Sturzenhecker 2014, S. 375. 
23 Vgl. Bude 2018, S. 12. 
24 Vgl. Deutscher Bundesjugendring 2019. 
25 Landesjugendring Thüringen e.V. 2018. 
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schen Bildung verstärkt ihrem direkten Sozialraum zu öffnen und damit den Transfer des Ler-

nens aus der Schule heraus zu ermöglichen.26 Hierfür können Synergieeffekte zwischen Schu-

len und Jugendverbänden durch gezielte Kooperationen genutzt werden. 

Um demokratiekonstitutive Bildungsprozesse zu initiieren, bedarf es neben inhaltlichen und 

strukturellen Modifizierungen vor allem Jugendgruppenleiter*innen, Teamer*innen und Lehr-

personen, die sich als demokratische Vorbilder (Sozialkognitive Lerntheorie) für junge Men-

schen verstehen.27 Diese Überzeugung teilt auch die Kultusministerkonferenz, die sich Ende 

2018 hierzu eindeutig positionierte: „Demokratie braucht überzeugte und engagierte Demo-

kratinnen und Demokraten.“28. Um den genannten Personenkreis allerdings nicht allein mit 

dieser anspruchsvollen Aufgabe zu lassen, sollten arbeitsfeldbezogener Qualifizierungsmög-

lichkeiten auf dem Gebiet der Demokratiebildung eingerichtet werden. 

Schlussfolgerungen aus Sicht des Landesjugendring Thüringen e.V. 

Die Studie der Universität Erfurt zu Demokratievorstellungen und Parteienverdrossenheit un-

ter Jugendlichen in Thüringen hat Hinweise dafür geliefert, wie das Vertrauen junger Men-

schen in Parteien nachhaltig gesteigert werden kann. Es ist grundsätzlich festzuhalten, dass 

Politik, Schulen, Jugendverbände, Träger der Erwachsenenbildung, die Offene Kinder- und Ju-

gendarbeit sowie Zivilgesellschaft gleichermaßen in der Verantwortung stehen, die Demokra-

tiebildung in Thüringen weiter voranzubringen und darauf aufbauend das Vertrauen der jun-

gen Menschen in Politik und Parteien und damit in unsere Demokratie zu erhöhen. 

Nachfolgend sind Handlungsimpulse für unterschiedliche Akteure aus Sicht des Landesjugen-

dring Thüringen e.V. zusammengefasst. 

Allgemein 

­ Demokratiebildung muss Gelegenheiten schaffen, Demokratie vermehrt als Herrschafts-

form und nicht nur als Lebensform erlebbar zu machen vermitteln. 

­ Demokratiebildung ist eine anspruchsvolle Aufgabe und bedarf einer angemessenen per-

sonellen Ausstattung. 

­ Darüber hinaus gilt es, mehr Qualifizierungsmöglichkeiten auf dem Gebiet der Demokra-

tiebildung in Ausbildung, Studium sowie in Fort- und Weiterbildungen zu ermöglichen. 

Parteien/Politik 

­ Parteien sehen sich einer Vielzahl unterschiedlicher Erwartungen gegenübergestellt, die 

sie gar nicht alle erfüllen können („Enttäuschungsfallen“). Dennoch sind die Parteien in 

der Verantwortung Enttäuschungen nicht zu provozieren, beispielsweise durch nicht ge-

haltene/einlösbare Wahlversprechen. 

­ Parteien sind angehalten politische Entscheidungen durch mehr Transparenz nachvoll-

ziehbar zu vermitteln. 

                                                      
26 Vgl. Lindner 2016, S. 222 f. 
27 Vgl. Himmelmann 2016, S. 25. 
28 Kultusministerkonferenz 2018, S. 2. 
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­ Politische Programme und Positionen müssen für Wahlberechtigte unterscheidbar sein. 

Insofern sollten die Parteien ihre Profile schärfen und nicht allein aus Machterwägungen 

heraus agieren. 

­ Politische Mitbestimmung junger Menschen muss gefördert und an deren Lebenssituati-

onen angepasst sein, beispielsweise bei den Zeiten von Ausschusssitzungen. 

­ Umso besser junge Menschen ihre eigene finanzielle Situation beurteilen, umso höher ist 

ihr Parteienvertrauen. Parteien sind deshalb aufgefordert jungen Menschen ein finanziell 

abgesichertes Leben zu ermöglichen. 

Schulen 

­ Die Schulen sollten Demokratie nicht nur lehren, sondern sie durch eine demokratische 

Schulkultur erlebbar machen. Das Thüringer Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 

steht in der Verantwortung, die Rahmenbedingungen dafür gesetzlich zu verankern. 

­ Schulen sollten sich ihrem unmittelbaren zivilgesellschaftlichen und politischen Sozial-

raum öffnen. 

­ Die politische Bildung an Schulen sollte mit Blick auf das Wahlrecht ab 16 Jahren bei Kom-

munalwahlen ab Beginn der Sekundarstufe ansetzen. 

­ Das aktuelle „Politik-Lernen“ als Verfahrens- und Institutionenlehre muss um die kritische 

Auseinandersetzung mit Demokratievorstellungen und damit verbundenen Enttäuschun-

gen erweitert werden. 

Jugendverbände 

­ Es bedarf einer Verstetigung und ggf. neuer Angebotsformate der Demokratiebildung 

und der diskursiven Auseinandersetzung mit und über Politik, um die politische Kommu-

nikation auch außerhalb der Familie für Jugendliche anzuregen, zu ermöglichen und aus-

zubauen. 

­ Die Jugendverbände sind aufgerufen ihr Demokratiebildungspotenzial in die Schulen zu 

bringen, an einer veränderten Schulkultur mitzuwirken und Möglichkeiten für Aneignung 

und Mitbestimmung zu eröffnen. Die Politik steht dabei in der Verantwortung die Arbeit 

der Jugendverbände zu unterstützen. 

­ Über die Hälfte der Jugendlichen in Thüringen sind in einem Jugendverband engagiert. Es 

konnte festgestellt werden, dass die Mitarbeit in einem Jugendverband das Parteienver-

trauen erhöht (S. 34). Jugendverbände sind zentrale Orte der demokratischen und politi-

schen Bildung in Thüringen. Demokratiebildung fördern, heißt Jugendverbände stärken. 
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